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Unternehmenssteuerreform lll: Strategie zur Umsetzung im Kanton Solothurn

1. Ausgangslage
1.1 Zeitplan

Am 17. Juni 2016 haben die Eidgendssischen Rate das Bundesgesetz Uber steuerliche Massnah-
men zur Starkung der Wettbewerbsfahigkeit des Unternehmensstandorts Schweiz (Unterneh-
menssteuerreformgesetz lll; USR 1ll) verabschiedet. Das dagegen ergriffene Referendum ist mit
der erforderlichen Unterschriftenzahl innert der am 6. Oktober 2016 abgelaufenen Referen-
dumsfrist zustande gekommen. Die Volksabstimmung wird am 12. Februar 2017 stattfinden.
Stimmt das Volk der Vorlage zu, wird der Bundesrat sie aller Voraussicht nach auf den 1. Januar
2019 in Kraft setzen.

1.2 Inhalt der Unternehmenssteuerreform il

Aufgrund des Drucks aus dem Ausland, insbesondere von Seiten der Europaischen Union, der
OECD und der G20-Staaten, ist die Schweiz gezwungen, die besonderen Steuerstatus abzuschaf-
fen, die nicht mehr im Einklang mit internationalen Standards stehen. Um den Unternehmens-
standort Schweiz zu starken und damit die Schweiz im Steuerwettbewerb der Staaten um be-
deutende internationale Unternehmen weiterhin bestehen kann, hat der Bundesrat in Zusam-
menarbeit mit den Kantonen die USR Il aufgegleist. Diese steht nach der Verabschiedung durch
die Eidgenossischen Rate hauptsachlich auf den folgenden drei Pfeilern:

- Aufhebung der besonderen kantonalen Steuerstatus (Holding-, Domizil-, Verwal-
tungs- und gemischte Gesellschaften) sowie anderer Sonderregimes;

- EinfUhrung neuer Regeln zur Besteuerung von mobilen Ertragen, die den internati-
onalen Standards entsprechen (Patentbox), zur Férderung von Forschung und Entwick-
lung (erhéhter Abzug fir entsprechende Aufwendungen) und zur Verbesserung der
Steuersystematik (Zinsabzug auf dem Sicherheitseigenkapital; Aufdeckung stiller Re-
serven bei Beginn und Ende der Steuerpflicht);

- Senkung der kantonalen Gewinnsteuersatze.

Die finanziellen Folgen der steuerpolitischen Massnahmen mussen schwergewichtig die Kantone
und Gemeinden tragen. Der Bund hingegen profitiert vom Erhalt der steuerlichen Wettbe-
werbsfahigkeit durch die Einnahmen der direkten Bundessteuer. Um dies teilweise auszuglei-
chen und den Kantonen einen gewissen finanzpolitischen Handlungsspielraum zu verschaffen,
soll der Kantonsanteil an der direkten Bundessteuer um 4,2 Prozentpunkte von heute 17 auf
21,2 Prozent erh6ht werden.



1.3 Entwicklung einer Strategie zur Umsetzung der USR IlI

Wenn der Kanton Solothurn den Gewinnsteuersatz auf ein international und interkantonal
kompetitives Niveau senken will, ist trotz dieser Ausgleichsmassnahmen mit Steuerminderertra-
gen im Kanton und in den Gemeinden in der Gréssenordnung von insgesamt rund 130 Mio.
Franken zu rechnen. Um zu klaren, wie mit den finanziellen Einbussen im Kanton und in den
Gemeinden umzugehen ist und um eine Strategie zu entwickeln und Lésungen vorzuschlagen,
wurde mit Beschluss vom 1. Marz 2016 eine gemischte Kommission aus Vertretern des Kantons
und der Einwohnergemeinden eingesetzt. Unterstltzt und beraten wurde die Kommission
durch das Forschungs- und Beratungsunternehmen Ecoplan AG, Bern. Dieses hat unter anderem
aufgrund der Beratungen der gemischten Begleitkommission einen Bericht ,,Unternehmens-
steuerreform Ill im Kanton Solothurn, Bericht der Begleitkommission zur Umsetzung der Unter-
nehmenssteuerreform Il im Kanton Solothurn” erstellt und ihn Ende September vorgestellt und
am 13. Oktober 2016 abgeliefert.

Der Bericht beschreibt im Teil A die zentralen Elemente der USR lll, ermittelt die Grundlagen fir
strategische Entscheide im Zusammenhang mit der USR 1ll, analysiert die Situation im Kanton So-
lothurn, fasst die daraus gewonnenen Erkenntnisse zusammen und bezeichnet die Handlungs-
felder. Im Teil B zeigt er die Eckwerte einer gemeinsamen Strategie aus Sicht der Akteure auf.
Eingeflossen sind dabei nicht nur die Vorstellungen des Kantons und der Gemeinden sondern
auch einer Delegation aus Wirtschaftskreisen unter der Fihrung der Solothurner Handelskam-
mer. Bei der Festsetzung der Eckwerte zur Umsetzung der USR Ill im Kanton Solothurn konnte
weitgehend Einigkeit erzielt werden. Eine wesentliche Differenz zwischen Kanton und Gemein-
den harrt bis jetzt allerdings noch der Bereinigung. Offen geblieben ist, wie die zu erwartenden
Steuerausfalle zwischen Kanton und Gemeinden zu verteilen sind, bzw. wie und in welchem
Umfang sich der Kanton an den Minderertragen der Gemeinden beteiligt.

2. Die Strategie des Kantons

Aufgrund der Beratungen der Begleitkommission, des Berichts Ecoplan sowie intensiver Diskus-
sionen mit Vertretern der Wirtschaft, der Gemeinden, innerhalb der Verwaltung und des Regie-
rungsrates, stellt die Strategie zur Umsetzung der Unternehmenssteuerreform Il im Kanton So-
lothurn auf die folgenden vier Elemente ab: Steuerpolitik, flankierende Massnahmen, Starkung
der Standortattraktivitat sowie 6ffentliche Finanzen und Aufgaben. Diese Elemente sind im bei-
liegenden Strategiepapier des Finanzdepartements vom 18. Oktober 2016 ,,Unternehmenssteu-
erreform Il - Strategie des Kantons Solothurn” im Detail beschrieben. Die wichtigsten Punkte
werden hier kurz zusammengefasst.

2.1 Steuerpolitik

Die Steuerpolitik bildet das Kernelement der Strategie. Mit ihr soll direkt auf die neue Aus-
gangslage bei der Unternehmensbesteuerung sowie deren Chancen und Risiken reagiert wer-
den. Der Kanton Solothurn setzt die in der USR Ill vorgesehenen Instrumente ein, um seine
Standortattraktivitat im internationalen und interkantonalen Verhéltnis zu erhalten und - wenn
moglich - zu verbessern. Das Hauptgewicht liegt dabei im Sinne einer Vorwartsstrategie auf ei-
ner massiven Senkung des Gewinnsteuersatzes im Kanton; die effektive Gesamtsteuerbelastung
(inkl. direkte Bundessteuer) soll auf unter 13% zu liegen kommen. Die Ubrigen Instrumente der
USR Il haben erganzenden Charakter und dienen zur Férderung von besonderen Aktivitaten,
namentlich von Forschung und Entwicklung. Weil sich mit der deutlichen Senkung der Gewinn-
steuersatze die Problematik der wirtschaftlichen Doppelbelastung der ausgeschitteten Unter-
nehmensgewinne klar entscharft, soll die Teilbesteuerung von Dividenden aus massgeblichen
Beteiligungen von heute 60% erhéht werden und zwar in den Bereich zwischen 60% und 70%.
Dies im Sinn eines Beitrags der Anteilsinhaber zur Gegenfinanzierung. Weil die Gewinnsteuer-



satze sinken und zugleich die finanziellen Auswirkungen der Ubrigen Instrumente der USR IlI
schwer abschatzbar sind, soll die Entlastung durch sie auf 60% bis maximal 70% des Gewinns
beschrankt werden.

Diese Strategie lasst ab Inkrafttreten der USR lll das Steueraufkommen der juristischen Personen
im Sinn einer statischen Betrachtungsweise im Kanton um knapp 70 Mio. Franken (inkl. Finanz-
ausgleichsteuer von rund 6 Mio. Franken) und rund 75 Mio. Franken (brutto) flr die Einwohner-
gemeinden, total rund 145 Mio. Franken (brutto) zurlickgehen. Diesen Minderertragen stehen
Mehreinnahmen aus der Erhéhung des Kantonsanteils an der Bundessteuer von derzeit 17% auf
21,2% und aufgrund der héheren Bundessteuern (wegen der tieferen Steuerbelastung im Kan-
ton) von insgesamt etwa 15 Mio. Franken entgegen. Kanton und Gemeinden zusammen mussen
somit mit geringeren Steuerertragen von rund 130 Mio. Franken (netto) rechnen. Das vermin-
derte Steueraufkommen der juristischen Personen hat Verschiebungen beim innerkantonalen
Finanzausgleich zur Folge, senkt die durchschnittliche Steuerkraft der Gemeinden, was ohne
Korrekturmassnahme bewirken wirde, dass der Finanzausgleich auf einem geringeren Volumen
gefuhrt warde.

2.2 Flankierende Massnahmen

Die flankierenden Massnahmen sind als Gegenleistung der Wirtschaft flr die attraktive Steuer-
politik zu verstehen und sollen der Bevélkerung zu Gute kommen bzw. die 6ffentliche Hand
(Kanton und Gemeinden) finanziell entlasten. Gleichzeitig sollen sich die Beitrage der Wirtschaft
auch ihr gegenuber positiv auswirken. So sind flankierende Massnahmen vorzusehen, um das in-
landische Bildungspotential besser auszuschépfen, sowie solche, die Familien bzw. die Verein-
barkeit von Beruf und Familie férdern, und damit den Arbeitsmarkt positiv beeinflussen kén-
nen. Diese Massnahmen sind von Kanton, Gemeinden und Wirtschaft gemeinsam zu erarbeiten
und sollen ihre Wirkung zeitgleich mit dem Inkrafttreten der USR Ill entfalten.

2.3 Starkung der Standortattraktivitat

Die vorne aufgezeigte Steuerstrategie tragt wesentlich zur Steigerung der Attraktivitat des
Wirtschaftstandortes Solothurn bei. Allein damit ist es nicht getan. Deshalb sind in einer Ge-
samtstrategie andere Handlungsfelder des Kantons einzubeziehen, um seine Standortattraktivi-
tat und die seiner einzelnen Regionen mittel- und langfristig zu erhéhen. Diese Aufgabe ist in
Zusammenarbeit mit anderen Akteuren - den Gemeinden und den Wirtschaftsverbdnden - an-
zugehen, damit die Massnahmen aufeinander abgestimmt und koordiniert werden kénnen.

Mit Massnahmen, u.a. in den Bereichen Wirtschaft, Wohnen und Bildung, sollen fiir die Unter-
nehmen sowie ihre Mitarbeitenden zusatzliche Anreize fiir den Verbleib im Kanton Solothurn
geschaffen werden. Gleichzeitig sollen durch die zwingend zu erh6hende Standortattraktivitat
bzw. die Schaffung von glinstigen Rahmenbedingungen neue Unternehmen und qualifizierte
Arbeitnehmer an den Standort Kanton Solothurn angezogen werden.

Basis zur Ausgestaltung dieses Strategieelements bildet eine Beurteilung der heutigen Aus-
gangslage in Bezug auf die Starken und Schwachen des Standorts Solothurn. Dabei spielen nicht
nur unternehmensspezifische Faktoren, sondern auch Faktoren wie z.B. die gezielte Forderung
von attraktivem Wohnraum etc. eine Rolle. Aus diesen Uberlegungen sind zur Starkung des
Wirtschafts- und Wohnstandortes Kantons Solothurn konkrete Massnahmen zu erarbeiten und
umzusetzen. Dabei sollen die eigenen Starken ausgebaut und die Schwachen - soweit beein-
flussbar - behoben oder wenigstens vermindert werden. Zu prufen ist beispielsweise, welche
verkehrstechnischen Massnahmen, welche Massnahmen zur Bereitstellung von hochwertigem
Wohnraum und welche Bildungsmassnahmen maéglich und zielfihrend sind. Allenfalls sind auch
weitere Rahmenbedingungen anzupassen, und es ist ein Augenmerk darauf zu richten, dass
samtliche Akteure, Kanton, Gemeinden und Wirtschaft, sie mittragen kénnen.



2.4 Offentliche Finanzen und Aufgaben

Die verbleibenden Steuerausfalle des Kantons sollen tGber das Budget und mittels einer massvol-
len Belastung des Eigenkapitals (Defizit) finanziert werden. Dabei ist die kantonale Umsetzung
der USR Ill als Investition in den Kanton Solothurn als Werk-/Forschungs- und Industriestandort
zu betrachten.

Bei der Erarbeitung moglicher Entlastungen des Finanzhaushaltes sind die folgenden Rahmen-
bedingungen einzuhalten:

- Wegen der bestehenden Interdependenzen und der heutigen Aufgabenteilung zwi-
schen Kanton und Gemeinden bei der Erfullung der 6ffentlichen Leistungen sind die
Gemeinden in diesen Prozess einzubeziehen. Dabei ist zu prifen, ob mit einer geziel-
ten Anpassung der Aufgabenteilung zwischen dem Kanton und den Gemeinden kos-
tensenkende Synergieeffekte erzielbar sind.

- Esist gemeinsam mit den Gemeinden zu klaren, wie die vertikalen Ausgleichsmass-
nahmen des Bundes (Kantonsanteil an der direkten Bundessteuer) zu verwenden und
in der zu prafenden Aufgabenreform einzubeziehen sind.

- Im innerkantonalen Finanzausgleich ist die Einflhrung einer zeitlich begrenzten
Hartefallregelung fir die von der USR Il besonders betroffenen Gemeinden zu prufen.

- Bei den fir die Bevélkerung wichtigen und existenziellen Leistungen sind die Ein-
schrankungen maoglichst gering zu halten.

3. Weiteres Vorgehen

Grundlage fur das weitere Vorgehen in der Umsetzung der USR Ill im Kanton Solothurn bildet
die vom Finanzdepartement in Zusammenarbeit mit den andern Departementen erarbeitete
Strategie. GestUtzt darauf und mit diesen Vorgaben ist das Finanzdepartement in Zusammenar-
beit mit den andern Departementen zu beauftragen, eine Vernehmlassungsvorlage zur Umset-
zung der Unternehmenssteuerreform Il auszuarbeiten. Diese Vorlage soll sowohl die notwendi-
gen und geplanten Anderungen des Gesetzes Uber die Staats- und Gemeindesteuern (BGS
614.11) zum Inhalt haben als auch die gesetzlichen Regeln fiur die flankierenden Massnahmen in
den Bereichen soziale Sicherheit und Bildung sowie eine Losung fir den innerkantonalen Fi-
nanzausgleich zu Gunsten der besonders von der USR Ill betroffenen Gemeinden. Die Arbeiten
sind unverziglich aufzunehmen mit dem Ziel, das Vernehmlassungsverfahren noch im ersten
Quartal des Jahres 2017 zu er6ffnen.

4. Beschluss

4.1 Die Arbeit der gemischten Kommission zur Erarbeitung einer Strategie fr Kanton und
Gemeinden zur Umsetzung der Unternehmenssteuerreform Ill wird bestens verdankt.

4.2 Der Bericht der Begleitkommission zur Umsetzung der Unternehmenssteuerreform lli
im Kanton Solothurn vom 13. Oktober 2016 wird zur Kenntnis genommen.

43 Die Strategie zur Umsetzung der Unternehmenssteuerreform Ill gemass Strategiepapier
des Finanzdepartements vom 18. Oktober 2016 ,, Unternehmenssteuerreform Ill -
Strategie des Kantons Solothurn” wird beschlossen.



4.4 Das Finanzdepartement wird beauftragt, zusammen mit den andern betroffenen De-
partementen eine Vernehmlassungsvorlage zur Umsetzung der Unternehmenssteuer-
reform Il im Kanton Solothurn gemass der in Ziffer 4.3 beschlossenen Strategie
auszuarbeiten.

S

Andreas Eng
Staatsschreiber

Beilagen

~Unternehmenssteuerreform Ill im Kanton Solothurn, Bericht der Begleitkommission zur Umset-
zung der Unternehmenssteuerreform Ill im Kanton Solothurn” vom 13. Oktober 2016
Finanzdepartement, ,Unternehmenssteuerreform lll - Strategie des Kantons Solothurn” vom
18. Oktober 2016

Verteiler

Finanzdepartement

Steueramt (5)

Departement fur Bildung und Kultur
Departement des Innern

Amt flr soziale Sicherheit
Volkswirtschaftsdepartement

Amt fir Gemeinden

Medien (jae)



	1. Ausgangslage
	1.1 Zeitplan
	1.2 Inhalt der Unternehmenssteuerreform III
	1.3 Entwicklung einer Strategie zur Umsetzung der USR III

	2. Die Strategie des Kantons
	2.1 Steuerpolitik
	2.2 Flankierende Massnahmen
	2.3 Stärkung der Standortattraktivität
	2.4 Öffentliche Finanzen und Aufgaben

	3. Weiteres Vorgehen
	4. Beschluss
	4.1 Die Arbeit der gemischten Kommission zur Erarbeitung einer Strategie für Kanton und Gemeinden zur Umsetzung der Unternehme
	4.2 Der Bericht der Begleitkommission zur Umsetzung der Unternehmenssteuerreform III im Kanton Solothurn vom 13. Oktober 2016 
	4.3 Die Strategie zur Umsetzung der Unternehmenssteuerreform III gemäss Strategiepapier des Finanzdepartements vom 18. Oktober
	4.4 Das Finanzdepartement wird beauftragt, zusammen mit den andern betroffenen De�partementen eine Vernehmlassungsvorlage zur 


